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104. Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 14. März 1968 zur Durch-
führung des Hagelversicherungs-Förderungs-
gesetzes (Hagelversicherungs-Förderungsver-

ordnung 1968)

Auf Grund der §§ 2 und 6 des Hagelversiche-
rungs-Förderungsgesetzes, BGBl. Nr. 64/1955,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 186/
1961 und BGBl. Nr. 289/1963 wird verordnet:

Der Hundertsatz, um den die vertragsmäßigen
Hagelversicherungsprämien für das Wirtschafts-
jahr 1968 verbilligt werden, wird unter Zu-
grundelegung der vom Bund und dem einzelnen
Bundesland gewährten Beihilfe festgesetzt wie
folgt:

Koren

105 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 19. März
1968, womit die Österreichische Arzneitaxe
1962 neuerlich abgeändert wird (27. Ände-

rung der Arzneitaxe)

Auf Grund des § 7 des Gesetzes vom 18. De-
zember 1906, RGBl. Nr. 5/1907, betreffend die
Regelung des Apothekenwesens, wird verordnet:

Artikel I

Die Österreichische Arzneitaxe 1962, BGBl.
Nr. 128, in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 41/1968, wird abgeändert wie folgt:

In der Anlage B werden die Preisansätze der
nachstehend angeführten Arzneimittel wie folgt
festgesetzt:

S 63
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Artikel II
Die Verordnung tritt mit 1. April 1968 in

Kraft.

Rehor

1 0 6 . Verordnung des Bundesministeriums
für Auswärtige Angelegenheiten vom
25. März 1968, mit der die Verordnung vom
9. Jänner 1968 über die Angleichung von
Konsulargebührensätzen gemäß § 9 des Kon-
sulargebührengesetzes 1967 abgeändert wird

Auf Grund des § 9 des Konsulargebühren-
gesetzes 1967, BGBl. Nr. 380, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Fi-
nanzen verordnet:

Die Verordnung vom 9. Jänner 1968, BGBl.
Nr. 40, über die Angleichung von Konsular-
gebührensätzen gemäß § 9 des Konsulargebüh-
rengesetzes 1967 wird abgeändert wie folgt:

Punkt III Z. 2 hat zu lauten:
„2.a) zur einmaligen Ein- oder Durchreise ein

Konsulargebührensatz von S 80'—,
b) zur mehrmaligen Ein- oder zur mehr-

maligen Durchreise ein Konsulargebüh-
rensatz von S 120'—,

im Verhältnis zur Tschechoslowakischen Sozia-
listischen Republik,".

Waldheim
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1 0 7 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 14. März 1968, womit der Beschluß
Nr. 2/1968 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation, gefaßt auf Grund des Über-
einkommens zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation (BGBl. Nr. 100/1960,

in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 81/1968), verlautbart wird

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

EFTA/DC 2/68

BESCHLUSS DES RATES Nr. 2/1968

(In der ersten gemeinsamen Sitzung am
11. Jänner 1968 gefaßt)

DER RAT hat,

gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 des EFTA-
Übereinkommens,

gestützt auf Artikel 7 Absatz 3 des EFTA-
Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:

1. Die gemäß Absatz 3 des Beschlusses des Rates
Nr. 21/1961, auf Dänemark und das Vereinigte
Königreich bezüglichen Wertgrenzen werden ab-
geändert, und zwar

bei der Einfuhr nach Dänemark auf „Dänische
Kronen 550" und
bei der Einfuhr nach dem Vereinigten König-
reich auf „Englische Pfund 30".

2. Die Wertgrenzen, auf die in Absatz 1 lit. b
der Regel 12 des Anhanges B des EFTA-Über-
einkommens hinsichtlich Dänemark und das Ver-
einigte Königreich Bezug genommen wird, haben
folgendermaßen zu lauten:

„Dänemark Dänische Kronen 550"
„Vereinigtes Königreich Englische Pfund .30"

3. Dieser Beschluß tritt in Bezug auf Dänemark
sofort und in Bezug auf das Vereinigte König-
reich am 1. Februar 1968 in Kraft.

4. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

Klaus
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108 . Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der
Republik Ecuador über die Abschaffung des Sichtvermerkszwanges

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
QUITO

Zl. 82-A/68

Quito, am 7. Feber 1968

Herr Minister!

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die Bundesregierung der Republik Österreich
bereit ist, mit der Regierung der Republik Ecua-
dor ein Abkommen über die Abschaffung des
Sichtvermerkszwanges folgenden Inhaltes abzu-
schließen:

Artikel 1

Österreichische Staatsbürger, die Inhaber eines
gültigen österreichischen Reisepasses sind, dürfen
ohne Sichtvermerk durch Ecuador durchreisen
oder zu einem nicht Erwerbszwecken dienenden
Aufenthalt nach Ecuador einreisen und sich dort
drei Monate aufhalten.

Artikel 2

Ecuadorianische Staatsbürger, die Inhaber eines
gültigen ecuadorianischen Reisepasses sind, dürfen
ohne Sichtvermerk durch Österreich durchreisen
oder zu einem nicht Erwerbszwecken dienenden
Aufenthalt nach Österreich einreisen und sich
dort drei Monate aufhalten.

Artikel 3

Für die Ausübung einer Erwerbstätigkeit oder
für einen drei Monate übersteigenden Aufenthalt
im Gebiet des anderen Vertragsstaates ist ein
konsularischer Sichtvermerk erforderlich.

Artikel 4

Dieses Abkommen befreit die österreichischen
und ecuadorianischen Staatsbürger nicht von der
Verpflichtung, die Rechtsvorschriften des anderen

Vertragsstaates betreffend die Einreise, den Auf-
enthalt und die Arbeitsaufnahme von Ausländern
einzuhalten.

Artikel 5

Die österreichischen und die ecuadorianischen
Behörden behalten sich das Recht vor, Personen,
die sie als unerwünscht ansehen, die Einreise in
ihr Land oder den Aufenthalt in demselben zu
verweigern.

Artikel 6

Jeder der beiden Vertragsstaaten kann dieses
Abkommen aus Gründen der öffentlichen Sicher-
heit, Ordnung oder Gesundheit vorübergehend
aussetzen. Einführung und Aufhebung dieser
Maßnahme sind dem anderen Vertragsstaat un-
verzüglich auf diplomatischem Wege mitzuteilen.

Artikel 7
Dieses Abkommen gilt für unbestimmte Zeit.

Jeder der beiden Vertragsstaaten kann es unter
Einhaltung einer einmonatigen Frist jederzeit
kündigen.

Falls die Regierung von Ecuador diesem Wort-
laut zustimmt, beehre ich mich vorzuschlagen,
daß diese Note und die Antwortnote Eurer Ex-
zellenz ein Abkommen zwischen unseren beiden
Regierungen bilden sollen, welches dreißig Tage
nach Vornahme des Notenwechsels in Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Herr Minister, die Versiche-
rung meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Mayr-Harting m. p.
Außerordentlicher und bevollmächtigter

Botschafter

Seiner Exzellenz
Dr. Julio Prado V a l l e j o
Minister für Auswärtige Beziehungen
Q u i t o

(Übersetzung)
MINISTERIUM FÜR AUSWÄRTIGE

BEZIEHUNGEN
QUITO

Zl. 5 DCR-C.

Quito, am 7. Feber 1968

Herr Botschafter!

Ich beehre mich, den Empfang der liebenswür-
digen Note Eurer Exzellenz Zl. 82-A/68 vom
7, dieses Monats zu bestätigen, mit welcher Sie,
im Namen und Auftrag der Österreichischen
Bundesregierung, meiner Regierung den Ab-
schluß eines Abkommens zur Abschaffung der
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Sichtvermerkspflicht zwischen den Republiken
Ecuador und Österreich vorschlagen.

2. Von der Absicht geleitet, die Annäherung
unserer Völker und Regierungen zu fördern, be-
ehre ich mich dem Abschluß des erwähnten Ab-
kommens, entsprechend dem Text der Note
Eurer Exzellenz, zuzustimmen, welcher wie
folgt lautet:

„Zl. 82-A/68. — Quito, am 7. Feber 1968.
Herr Minister! Ich beehre mich, Eurer Ex-
zellenz mitzuteilen, daß die Bundesregierung
der Republik Österreich bereit ist, mit der
Regierung der Republik Ecuador ein Abkom-
men über die Abschaffung des Sichtvermerks-
zwanges folgenden Inhaltes abzuschließen:
Artikel 1. Österreichische Staatsbürger, die In-
haber eines gültigen österreichischen Reise-
passes sind, dürfen ohne Sichtvermerk durch
Ecuador durchreisen oder zu einem nicht Er-
werbszwecken dienenden Aufenthalt nach Ecua-
dor einreisen und sich dort drei Monate aufhal-
ten. Artikel 2. Ecuadorianische Staatsbürger, die
Inhaber eines gültigen ecuadorianischen Reise-
passes sind, dürfen ohne Sichtvermerk durch
Österreich durchreisen oder zu einem nicht
Erwerbszwecken dienenden Aufenthalt nach
Österreich einreisen und sich dort drei Monate
aufhalten. Artikel 3. Für die Ausübung einer
Erwerbstätigkeit oder für einen drei Monate
übersteigenden Aufenthalt im Gebiet des
anderen Vertragsstaates ist ein konsularischer
Sichtvermerk erforderlich. Artikel 4. Dieses
Abkommen befreit die österreichischen und
ecuadorianischen Staatsbürger nicht von der
Verpflichtung, die Rechtsvorschriften des
anderen Vertragsstaates betreffend die Ein-
reise, den Aufenthalt und die Arbeitsaufnahme
von Ausländern einzuhalten. Artikel 5. Die
österreichischen und die ecuadorianischen Be-
hörden behalten sich das Recht vor, Personen,
die sie als unerwünscht ansehen, die Einreise
in ihr Land oder den Aufenthalt in demselben
zu verweigern. Artikel 6. Jeder der beiden
Vertragsstaaten kann dieses Abkommen aus
Gründen der öffentlichen Sicherheit, Ordnung
oder Gesundheit vorübergehend aussetzen.
Einführung und Aufhebung dieser Maßnahme
sind dem anderen Vertragsstaat unverzüglich
auf diplomatischem Wege mitzuteilen. Ar-
tikel 7. Dieses Abkommen gilt für unbe-
stimmte Zeit. Jeder der beiden Vertragsstaaten
kann es unter Einhaltung einer einmonatigen
Frist jederzeit kündigen. Falls die Regierung
von Ecuador diesem Wortlaut zustimmt, be-
ehre ich mich vorzuschlagen, daß diese Note
und die Antwortnote Eurer Exzellenz ein Ab-
kommen zwischen unseren beiden Regierungen
bilden sollen, welches dreißig Tage nach Vor-
nahme des Notenwechsels in Kraft tritt. Ge-
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nehmigen Sie, Herr Minister, die Versicherung
meiner ausgezeichneten Hochachtung."

3. Hiermit und entsprechend der im Punkt 2
meiner Note formulierten Absicht werden die
erwähnte Note und diese Antwortnote ein Ab-
kommen zur Abschaffung der Sichtvermerks-
pflicht zwischen den Regierungen Ecuadors und
Österreichs bilden, welches, gemäß der Bestim-
mung im vorletzten Abschnitt Ihrer liebenswür-
digen Note, dreißig Tage nach Vornahme des
Notenwechsels in Kraft tritt.

Ich benütze die Gelegenheit, um Eure Exzel-
lenz neuerlich meiner ausgezeichneten Hochach-
tung zu versichern.

Julio Prado Vallejo m. p.

Minister für Auswärtige Beziehungen

Seiner Exzellenz
Herrn Dr. Anton M a y r - H a r t i n g
Außerordentlicher und bevollmächtigter
Botschafter
Q u i t o

Klaus

109 . Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung
der Dominikanischen Republik über die Abschaffung des Sichtvermerkszwanges

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
SANTO DOMINGO

Santo Domingo, am 21. Februar 1968

Herr Staatssekretär für Auswärtige Angelegen-
heiten!

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die Bundesregierung der Republik Öster-
reich bereit ist, mit der Regierung der Domini-
kanischen Republik ein Abkommen über die Ab-
schaffung des Sichtvermerkszwanges folgenden
Inhaltes zu schließen:

Artikel 1

Österreichische und dominikanische Staats-
angehörige, die einen von den zuständigen Be-
hörden ihres Landes ausgestellten gültigen Reise-
paß besitzen, dürfen zu einem nicht Erwerbs-
zwecken dienenden Aufenthalt sichtvermerksfrei
in das Gebiet des anderen Vertragsstaates ein-
reisen und sich dort drei Monate aufhalten.

Artikel 2

Für die Ausübung einer Erwerbstätigkeit oder
für einen drei Monate übersteigenden Aufenthalt
im Gebiet des anderen Vertragsstaates ist ein
Sichtvermerk erforderlich.

Artikel 3

Dieses Abkommen befreit die österreichischen
und dominikanischen Staatsangehörigen nicht
von der Verpflichtung, die Rechtsvorschriften
des anderen Vertragsstaates betreffend die Ein-
reise, den Aufenthalt und die Arbeitsaufnahme
von Ausländern einzuhalten.

Artikel 4

Die zuständigen Behörden eines jeden Ver-
tragsstaates sind berechtigt, Personen, die sie als
unerwünscht ansehen oder die gegen die vor-
stehenden Bestimmungen verstoßen, die Einreise
in ihr Land oder den Aufenthalt in demselben
zu verweigern.

Artikel 5

Jeder Vertragsstaat kann aus Gründen der
öffentlichen Sicherheit, Ordnung und Gesund-
heit die Durchführung dieses Abkommens vor-
übergehend aussetzen. Einführung und Auf-
hebung dieser Maßnahme sind dem anderen Ver-
tragsstaat unverzüglich auf diplomatischem Wege
bekanntzugeben.
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Artikel 6

Dieses Abkommen ist jederzeit kündbar. Es
tritt drei Monate nach Einlangen der auf diplo-
matischem Wege vorzunehmenden Kündigung
beim anderen Vertragsstaat außer Kraft.

Falls die Regierung der Dominikanischen Re-
publik diesem Wortlaut zustimmt, beehre ich
mich vorzuschlagen, daß diese Note und die
Antwortnote Eurer Exzellenz ein Abkommen
zwischen unseren beiden Regierungen bilden,
welches 30 Tage nach Vornahme des Noten-
wechsels in Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Herr Staatssekretär für Aus-
wärtige Angelegenheiten, den Ausdruck meiner
vorzüglichsten Hochachtung.

Dr. Peter Müller m. p.

Außerordentlicher und bevollmächtigter
Botschafter

Seiner Exzellenz
Herrn Dr. Fernando Amiama T i ó
Staatssekretär für
Auswärtige Angelegenheiten
S a n t o D o m i n g o

(Übersetzung)
STAATSSEKRETARIAT FÜR

AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Santo Domingo, am 21. Februar 1968

Herr Botschafter!

Ich beehre mich, den Empfang der Note Eurer
Exzellenz vom 21. Februar 1968 zu bestätigen,
welche folgenden Inhalt hat:

„Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die Bundesregierung der Republik Öster-
reich bereit ist, mit der Regierung der Domini-
kanischen Republik ein Abkommen über die Ab-
schaffung des Sichtvermerkszwanges folgenden
Inhaltes zu schließen:

Artikel 1

Österreichische und dominikanische Staats-
angehörige, die einen von den zuständigen Be-
hörden ihres Landes ausgestellten gültigen Reise-
paß besitzen, dürfen zu einem nicht Erwerbs-
zwecken dienenden Aufenthalt sichtvermerksfrei
in das Gebiet des anderen Vertragsstaates ein-
reisen und sich dort drei Monate aufhalten.

Artikel 2

Für die Ausübung einer Erwerbstätigkeit oder
für einen drei Monate übersteigenden Aufenthalt
im Gebiet des anderen Vertragsstaates ist ein
Sichtvermerk erforderlich.

Artikel 3

Dieses Abkommen befreit die österreichischen
und dominikanischen Staatsangehörigen nicht
von der Verpflichtung, die Rechtsvorschriften
des anderen Vertragsstaates betreffend die Ein-
reise, den Aufenthalt und die Arbeitsaufnahme
von Ausländern einzuhalten.

Artikel 4

Die zuständigen Behörden eines jeden Ver-
tragsstaates sind berechtigt, Personen, die sie als
unerwünscht ansehen oder die gegen die vor-
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stehenden Bestimmungen verstoßen, die Einreise
in ihr Land oder den Aufenthalt in demselben
zu verweigern.

Artikel 5

Jeder Vertragsstaat kann aus Gründen der
öffentlichen Sicherheit, Ordnung und Gesund-
heit die Durchführung dieses Abkommens vor-
übergehend aussetzen. Einführung und Auf-
hebung dieser Maßnahme sind dem anderen Ver-
tragsstaat unverzüglich auf diplomatischem Wege
bekanntzugeben.

Artikel 6

Dieses Abkommen ist jederzeit kündbar. Es
tritt drei Monate nach Einlangen der auf diplo-
matischem Wege vorzunehmenden Kündigung
beim anderen Vertragsstaat außer Kraft.

Falls die Regierung der Dominikanischen Re-
publik diesem Wortlaut zustimmt, beehre ich
mich vorzuschlagen, daß diese Note und die
Antwortnote Eurer Exzellenz ein Abkommen
zwischen unseren beiden Regierungen bilden,
welches 30 Tage nach Vornahme des Noten-
wechsels in Kraft tritt."

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die Regierung der Dominikanischen Repu-
blik diesem Wortlaut zustimmt und somit
unsere beiden Noten ein Abkommen zwischen
unseren Regierungen bilden, welches 30 Tage
nach Vornahme des Notenwechsels in Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Aus-
druck meiner vorzüglichsten Hochachtung.

Dr. F. Amiama Tió m. p.

Staatssekretär für Auswärtige Angelegenheiten

Seiner Exzellenz
Herrn Botschafter der
Republik Österreich
Dr. Peter M ü l l e r
San to D o m i n g o

Das im vorstehenden Notenwechsel enthaltene Abkommen ist gemäß seinem Artikel 6 am
22. März 1968 in Kraft getreten.

Klaus


